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zum Betriebe dieſer Bahn der Cöln⸗ 
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Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lippe wegen Anlage einer Eiſenbahn von Herford nach 
Detmold, S. 267. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die 
Regierungs⸗Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 273. 
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(Nr. 8572.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lippe wegen Anlage einer Eiſenbahn von 
y Herford nach Detmold. Vom 7. Juni 1878. 


eine Majeſtät der Deutſche Kaifer, König von Preußen und Seine Durchlaucht 
der Fürſt zur Lippe, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahnverbindungen 
wiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu vermehren, haben behufs einer 
hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Carl Siegmund 
Urſinus, 
Seine Durchlaucht der Fürſt zur Lippe: 
Höchſtihren Regierungs⸗Präſidenten und Vorſtand Höchſtihren 
e Heinrich Friedrich Auguſt Eſchen— 
urg, ` 


welche unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel J. 


Die Königlich Preußiſche und die Fürſtlich Lippiſche Regierung find über- 
eingekommen, eine Eiſenbahn von Herford nach Detmold zuzulaſſen und zu 
fördern. Jede Regierung wird für dëi Gebiet die Konzeſſion zum Bau und 

indener Eiſenbahngeſellſchaft nach Maf- 
gabe dieſes Vertrages ertheilen. 


Artikel U. 


Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauprojekts erfolgt durch die 
Königlich Preußiſche Regierung; die Baupläne für die in das Fürſtlich Lippiſche 
Gef. Samml. 1878. (Nr. 8572.) 44 


Ausgegeben zu Berlin den 24, Juli 1878, 
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Gebiet fallende Strecke der Bahn und deren Zubehör follen jedoch von der 
Königlich Preußiſchen Regierung vorher der Fürſtlich Lippiſchen Regierung zur 
Prüfung und Genehmigung in landespolizeilicher Hinſicht, insbeſondere in Bezug 
auf Vorfluth, Wegeübergänge und dergleichen vorgelegt werden. Demnächſtige 
etwaige Abweichungen von den ſeitens der Fürſtlich Lippiſchen Regierung ge⸗ 
nehmigten Anordnungen bedürfen gleichfalls der Genehmigung der letzteren 
Regierung. Der Punkt, wo die Bahn die beiderſeitigen Landesgrenzen über⸗ 
ſchreiten wird, ſoll nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderſeitige techniſche 
Kommiſſarien näher beſtimmt werden. 


Artikel III. 


Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll in Uebereinſtimmung 
mit den anſchließenden Bahnen überall gleichmäßig 1,435 m im Lichten der 
Schienen betragen, auch der Bau und das geſammte Betriebsmaterial ſo ein⸗ 
gerichtet werden, daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten über- 
gehen können. 


Artikel IV. 


Die techniſche Kontrole der Bauausführung, der Unterhaltung und des 
Betriebes der Bahn wird die Königlich Preußiſche Regierung durch Ihre Organe 
auch im Lippiſchen Staatsgebiete im Auftrage der Fürſtlich Lippiſchen Regierung 
und gegen Zahlung eines Koſten-Pauſchquantums von „Sechshundert Mark“ 
jährlich ſeitens der letzteren Regierung ausüben laſſen. 


Artikel V. 


Der Geſellſchaft ſoll zwar geſtattet ſein, die Bahn zunächſt nur mit Einem 
durchgehenden Geleiſe zu verſehen. Das Terrain ſoll jedoch von vornherein für 
eine doppelgeleiſige Bahn erworben werden, die Geſellſchaft auch e ag fein, 
jederzeit auf Aufforderung der beiden Hohen kontrahirenden Regierungen, 
Fy Sich hierüber verſtändigen werden, das zweite Geleiſe herzuſtellen. 


Artikel VI. 


Für den Fall, daß der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen 
Grundſtücke durch gütliche Vereinbarung unter den rte ei nicht zu erreichen 
ift, wird jede der Hohen Regierungen für Ihr Gebiet der Geſellſchaft das Expro— 
priationsrecht verleihen. 


Artikel VII. 


Da das Domizil und der Sitz der Centralverwaltung der Cöln⸗Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft im Königreich Preußen belegen ift, fol das geſetzliche und 
E Aufſichtsrecht des Staates in weie? auf alle Maßnahmen, welche 

ie Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolcher und die Verwaltung und den Betrieb 
ihres Unternehmens im Allgemeinen — z. B. die Abänderung der Geſellſchafts— 
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Statuten, die Erweiterung des Unternehmens, die Emiſſion von Prioritäts⸗Obli⸗ 
gationen, die Dotirung des Reſerve- und Erneuerungsfonds, Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zu den für die Eiſenbahnen Deutſchlands ſeitens des Reichs erlaſſenen 
Reglements x., insbeſondere zu dem Betriebs- und Bahnpolizei-Reglement — 
betreffen, lediglich von der Königlich Preußiſchen Regierung ausgeübt werden. 

Ingleichen ſoll die Feſtſetzung der Fahrpläne und die Genehmigung der 
Transportpreiſe auch für die auf Fürſtlich Lippiſchem Gebiete belegene Bahn⸗ 
ſtrecke lediglich der Königlich Preußiſchen Regierung zuſtehen. Es ſoll jedoch 
im Perſonen⸗ wie im Güterverkehr zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hin⸗ 
ſichtlich der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich der Beförderungspreiſe kein 
Unterſchied gemacht und in beiden Richtungen mindeſtens eine tägliche Perſonen⸗ 
beförderung im Anſchluſſe an die Hauptzüge der Cöln-Mindener Eiſenbahn ein- 
gerichtet werden. 5 


Artikel VIII. 


Die mit der Ausübung der Bahnpolizei nach Maßgabe des Bahnpolizei⸗ 
Reglements für die Eſenbahnen Deutſchlands betrauten, in den verſchiedenen 
Staatsgebieten ſtationirten Beamten ſind auf Präſentation der Bahnverwaltung 
bei den kompetenten Behörden des betreffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel IX. 


Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen 
Staates angeſtellt werden, ſind den Geſetzen dieſes Staates unterworfen, ſcheiden 
aber abu aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathlandes nicht aus. 

Die . ift verpflichtet, die auf der Strecke Herford-Detmold von 
ihr anzuſtellenden Bahnwärter, Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Aus- 
nahme der einer techniſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit 
Civilanſtellungs⸗Berechtigung entlaſſenen Militärs, ſoweit diefelben das 35. Lebens- 
jahr nicht überſchritten haben, zu wählen. 


Artikel X. 


Zu Gunſten der Militär- und Poſtverwaltung ift die Cöln⸗Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft bezüglich der in Rede ſtehenden Bahnſtrecken zu gleichen 
Leiſtungen verbunden, wie ſolche ihr bezüglich ihrer Stammbahn obliegen. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahnen in beiden Staats⸗ 
gebieten, mögen ſolche vom Feinde Dr oder im Intereſſe der Landesver⸗ 
theidigun veranlaßt werden, ſoll die Geſellſchaft oder deren Rechtsnachfolger 
einen Ersatz weder vom Preußiſchen oder Lippiſchen Staate, noch vom Reiche 
beanſpruchen können. 


Artikel XI. 


Der Reichs⸗Telegraphenverwaltung gegenüber hat die Geſellſchaft bezüglich 
der in Rede ſtehenden Bahnſtrecken diejenigen * zu übernehmen, 
(Nr. 8572.) 


Ee Se Ee een RENE Ee eg a er 
a H A Ce $ CN, Z EE, 
S jra y En i d í gd 3 bi ES Aa si 75 8 


x 


welche für die Eiſenbahnen im Gebiete des ehemaligen Norddeutſchen Bundes 
durch den Bundesbeſchluß vom 31. Dezember 1868 feſtgeſtellt ſind. 


Artikel XII. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird nach Maßgabe der Preußiſchen 
Geſetze vom 30. Mai 1853 und 21. Mai 1859, ſowie der dazu etwa noch er⸗ 
gehenden ändernden und ergänzenden Beſtimmungen, alljährlich von dem Unter⸗ 
nehmen der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, einſchließlich der im Fürſtlich 
Lippiſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecke, eine Eiſenbahnabgabe erheben und von 
dieſer Abgabe an die Fürſtlich Lippiſche Regierung unter Mittheilung des Repar⸗ 
titionsplanes denjenigen Theil abführen, welcher ſich nach dem Verhältniß be⸗ 
rechnet, in welchem die Länge der auf Fürſtlich Lippiſchem Gebiete liegenden 
e zu der Geſammtlänge des Eiſenbahn-Unternehmens ſteht, deſſen Theil 
ie bildet. 

Eine Heranziehung der Eiſenbahngeſellſchaft zu anderweiten direkten Staats- 
ſteuern wird im Fürſtenthum Lippe ſo lange und inſoweit nicht ſtattfinden, als 
ſolches im Königreich Preußen nicht geſchieht. Insbeſondere wird von der Ge- 
ſellſchaft eine Konzeſſionsabgabe nicht erhoben werden. 

Sollte das Eigenthum an der im Fürſtlich Lippiſchen Gebiete belegenen 
Bahnſtrecke auf die Königlich Preußiſche Regierung übergehen (Artikel y 
fo fällt auch die bezüglich dieſer Bahnſtrecke in dem erſten Abſatz dieſes Artikels 
bezeichnete Beſteuerung fort. 


Artikel XIII. 


Der F. 42 des Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahn-Unternehmungen 
vom 3. November 1838, wonach dem Staate vorbehalten iſt, das Eigenthum 
der von ihm konzeſſionirten Privateiſenbahnen mit allem Zubehör nach Ablauf 
von 30 Jahren nach der Betriebseröffnung oder auch ſpäter, nach mindeſtens ein 
Jahr vorher erfolgter Ankündigung, anzukaufen, wird von der Fürſtlich Lippiſchen 
Regierung auch für die im ge Jas Gebiete belegene, in Rede ſtehende Bahn— 
ſtrecke nebſt allem Zubehör in Kraft geſetzt. 

Die Fürſtlich Lippiſche Regierung verzichtet indeſſen zu Gunſten der König 
lich Preußiſchen Regierung auf die da: Ausübung dieſes Ankaufsrechtes und 
tritt daſſelbe hierdurch an die Königlich Preußiſche Regierung ab. 

Desgleichen iſt die Fürſtlich Lippiſche Regierung einverſtanden, daß in dem 
Falle, daß das gem in Preußen belegene Cöln: Mindener Eifenbahn-Unter- 
nehmen in das Eigenthum oder die Verwaltung des Preußiſchen Staats Ober, 
iber ſollte, auch die Herford» Detmolder Bahnſtrecke in das Eigenthum oder 

ie Verwaltung des Preußiſchen Staats mit übergeht. 


Artikel XIV. 
Der zwiſchen der Fürſtlich Lippiſchen Regierung und der Cöln-Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft über den Bau und 1 1 der ER Eiſen⸗ 
bahn gefehloffene Vertrag d. d. ray maria wird ſeitens der Königlich 
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Preußiſchen Regierung hierdurch genehmigt. Abänderungen dieſes Vertrages 
bedürfen der Genehmigung des Königlich Preußiſchen Miniſters für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Artikel XV. 


Sollte in der Gol fih zum Weiterbau der Herford⸗Detmolder Bahn 
nach Lemförde oder Bergheim ein Unternehmer finden, fo ift die Cöln⸗Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft auf Verlangen der Preußiſchen Staatsregierung verpflichtet, 
auf die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Eiſenbahn Herford- Detmold zu 
verzichten und die ſchon hergeſtellten Bahnſtrecken gegen Erſtattung der von ihr 
nachweislich darauf verwendeten Anlagekoſten inkl. Bauzinſen und Kursverluſte 
auf die ausgegebenen Prioritätsobligationen (abzüglich etwaiger Abnutzungen und 
des von der Fürſtlich Lippiſchen Regierung nach Artikel 5 des Vertrages vom 
26/1. Mai 1877 zu leiſtenden und von dem Unternehmer dieſer Regierung zu 
erſtattenden Beitrags von 1500 000 Mark) an den Eingangs bezeichneten Unter- 
nehmer abzutreten, falls ſie nicht binnen der vom Königlichen Handelsminiſterium 
feſtzuſtellenden, angemeſſenen Erklärungsfriſt definitiv die Verpflichtung zur 
eigenen Ausführung jenes Weiterbaues binnen einer vom va gr Handels⸗ 
miniſterium feſtzuſtellenden, ausreichenden Baufriſt und unter den Konzeſſions⸗ 
babe ſolle⸗ welche für die Strecke Herford-Detmold gegeben ſind, übernommen 
aben ſollte. f 
Gen Werthbetrag der oben Ne Abnutzungen foll unter Berück⸗ 
ſichtigung etwa vorgekommener Verbeſſerungen durch zwei Sachverſtändige er⸗ 
mittelt werden, von denen der neue Unternehmer den einen und die Cöln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft den anderen erwählt. Falls diefe Sachverſtändigen 
ſich weder in der Sache ſelbſt, noch in der Wahl eines Obmanns einigen können, 
wird auf die Entſcheidung eines von dem zeitigen Vorſitzenden der geſchäfts— 
führenden Direktion des Deutſchen Eiſenbahnvereins zu erwählenden Obmanns 
kompromittirt. Geht die Herford⸗Detmolder Bahn innerhalb der erſten fünf 
Jahre nach Eröffnung des Betriebes auf einen neuen Unternehmer über, ſo ſoll 
ein Abzug für Abnußungen nicht gemacht werden. 

Die Fürſtlich Lippiſche Regierung wird die Ihrerſeits erforderliche Konzeſſion 
zum Weiterbau nach Bergheim ohne erſchwerende Bedingungen ertheilen. 

Wenn die Konzeſſion für den Bau und Betrieb einer Bahn von Herford 
nach Lemförde oder von Detmold nach Bergheim einem anderen Unternehmer 
als der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft ertheilt werden ſollte, wird die 
Fürſtlich Lippiſche Regierung wegen Ihrer etwaigen Anſprüche aus dem im 
vorigen Artikel bezeichneten Vertrage vom 26./21. Mai 1877 Sich lediglich an 
die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft halten. 

Falls aber diefe Geſellſchaft ſelbſt zum Bau und Betriebe der einen oder 
der anderen oder auch der beiden genannten Bahnen konzeſſionirt werden ſollte, 
verbleibt d der nach Artikel 5 des Vertrages vom 26./21. Mai 1877 von der 
Fah ippifchen Regierung zu leiſtende Beitrag von 13 Millionen Mark zum 

igenthum. 


(Nr. 8572.) 


Artikel XVI. 


Die Fürſtlich Lippiſche Regierung verzichtet Ihrerſeits auf jeden Anſpruch 
auf die Kaution, welche in Ihrem Auftrage von der Deutſchen Eiſenbahnbau⸗ 
geſellſchaft in Gemäßheit des Artikels I. des Staatsvertrages vom 10. Juli 1870 
bei der Preußiſchen General⸗Staatskaſſe in Effekten zum Nominalwerthe von 
150 000 Thalern hinterlegt und demnächſt verfallen ift. 


Artikel XVII. 
Dieſer Vertrag ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und die 
Auswechſelung der darüber ausgefertigten Urkunden in Berlin bewirkt werden. 


So geſchehen Berlin, den 7. Juni 1878. 


Carl Urſinus. Auguſt Eſchenburg. 
(L. S.) (L. S.) 


Vorſtehender Vertrag ift ratifizirt worden und die Aus wechſelung der der 


Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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Bekanntmachung. 


Na Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. April 1878 und das durch denſelben 
genehmigte Regulativ, betreffend die Kündigung und Konvertirung der 
Weſtpreußiſchen fünfprozentigen Pfandbriefe II. Serie, durch das Amts⸗ 


blatt der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 25 S. 169/170, aug- 
gegeben den 21. Juni 1878; 


2) das Allerhöchſte Privilegium vom 4. Mai 1878 wegen event. Ausgabe 
auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Wohlau bis zum 
Betrage von 150 000 Mark Rei SNE durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Breslau Nr. 24 S. 141 bis 143, ausgegeben den 
14. Juni 1878; 


3) das Allerhöchſte Privilegium vom 8. Mai 1878 wegen Ausgabe auf 
jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadtgemeinde Rödelheim zum 
Betrage von 60 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Wiesbaden Nr. 24 S. 127 bis 129, ausgegeben den 13. Juni 1878; 


4) das Allerhöchſte Privilegium vom 11. Mai 1878 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Kettwig zum Betrage 
von 300000 Mark Reichswährung durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung gu Düffeldorf Nr. 24 S. 193 bis 195, ausgegeben den 
15. Juni 1878; 


5) das Allerhöchſte Privilegium vom 16. Mai 1878 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Kattowitz zum W 
von 80 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln 
Nr. 26 S. 141 bis 143, ausgegeben den 28. Juni 1878; 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Juni 1878, betreffend die ne 
Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes an den reis 
Teltow auf der von dem letzteren auszubauenden Chauſſee von Mitten⸗ 
walde über Schenkendorf nach Königs⸗Wuſterhauſen, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 27 S. 213, ausgegeben 
den 5. Juli 1878, 


7) das Allerhöchſte Privilegium vom 26. Juni 1878 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Obligationen der Provinz Hannover im Be⸗ 
trage von 7 500 000 Mark Reichswährung II. Emiſſion durch das Amts⸗ 
blatt für Hannover Nr. 28 S. 197 bis 199, ausgegeben den 12. Juli 1878. 


Redigirt im Büreau des Staats- Ministeriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung), 
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